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Nebenbestimmungen für ELER-finanzierte Vorhaben 
 
Die Nebenbestimmungen für ELER-finanzierte Vorhaben nach dieser Richtlinie 
enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im Sinne von § 1 
SächsVwVfZG i. V. m. § 36 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) in der 
jeweils geltenden Fassung. Die Nebenbestimmungen sind als Bestandteil des 
Bewilligungsbescheides verbindlich, soweit dort nicht ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt ist. 
 
1. Zweckbindung, Grundsatz der Wirtschaftlichkeit u nd Sparsamkeit 
 
Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Bewilligungsbescheid bestimmten 
Zwecks verwendet werden. Das Vorhaben ist wirtschaftlich durchzuführen. Die 
Mittel sind sparsam zu verwenden. Die förderfähigen Ausgaben beziehen sich auf 
das Vorhaben. 
 
2. Finanzierungsplan  
 
2.1 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (z. B. 
öffentliche Zuwendungen, Mittel Dritter) und der Eigenanteil des Begünstigten sind 
als Deckungsmittel für alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden 
Ausgaben einzusetzen. 
 
2.2 Der Finanzierungsplan (bestehend aus als förderfähig beanspruchten 
Gesamtausgaben, Eigenanteil, Einnahmen und Zuschuss) ist hinsichtlich des 
Gesamtergebnisses verbindlich. Überschreitungen der Gesamtausgaben sind 
zulässig, wenn sie der Begünstigte aus eigenen Mitteln trägt oder eine Nach- oder 
Ergänzungsbewilligung gewährt wird, soweit diese nicht durch die Richtlinie 
ausgeschlossen sind. 
 
2.3 Der Begünstigte ist verpflichtet, unverzüglich der Bewilligungsbehörde 
mitzuteilen, wenn sich nach Vorlage des Finanzierungsplans eine Ermäßigung der 
förderfähigen Gesamtausgaben um mehr als 7,5 Prozent oder mehr als 10 000 
Euro ergibt. Er ist ferner verpflichtet mitzuteilen, wenn er nach Vorlage des 
Finanzierungsplans weitere öffentliche Zuwendungen beantragt oder erhält oder 
wenn er gegebenenfalls weitere Mittel von Dritten erhält. Der Bewilligungs-, der 
Zahlungs- und der Endfestsetzungsbescheid stehen unter dem Vorbehalt der 
Änderung des Finanzierungsplanes durch nachträglich hinzutretende 
Deckungsmittel.  
 
2.4 Ermäßigen sich nach dem Erlass des Bewilligungsbescheides die in dem 
Finanzierungsplan veranschlagten förderfähigen Ausgaben, so ermäßigt sich die 
Zuwendung anteilig. Erhöhen sich die Einnahmen oder treten neue, bisher nicht 
berücksichtigte Einnahmen hinzu, so ermäßigt sich die Zuwendung. Handelt es 
sich bei den hinzutretenden Einnahmen um private Mittel, so werden die 
förderfähigen Ausgaben um diese Beträge reduziert. Bei öffentlichen Mitteln 
ermäßigt sich die Zuwendung um die hinzutretenden Mittel.  
 
2.5 Nicht als Einnahmen im Sinne der vorhergehenden Bestimmungen gelten 
Nettoeinnahmen, die sich aus dem Vorhaben gemäß der Artikel 61 und 65 der 
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 ergeben. Sie sind gesondert zu betrachten, soweit 
sie nicht unter einen Ausnahmetatbestand fallen. 
 
2.6 Bei Vorhaben, welche ausschließlich über standardisierte Einheitskosten, 
Pauschalfinanzierungen oder Pauschalsätze gefördert werden, ist ein 
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Finanzierungsplan nicht erforderlich, ausreichend ist die Erklärung des 
Begünstigten, dass die Gesamtfinanzierung gesichert ist. 
 
3. Förderfähigkeit von Ausgaben  
 
3.1 Personalkosten werden auf der Grundlage der tatsächlichen Kosten 
(Nachweis durch Beschäftigungsdokument und Lohn-/Gehaltsabrechnungen) 
erstattet. Bei teilzeitiger Abordnung für das Vorhaben bedarf es darüber hinaus 
eines Dokumentes des Arbeitgebers, in dem der für das Vorhaben aufzuwendende 
Prozentsatz der Arbeitszeit festgelegt ist. Bei auf Stundenbasis beschäftigten 
Personen bedarf es darüber hinaus eines Dokumentes, aus dem sich die 
tatsächlich für das Vorhaben aufgewendeten und anhand eines 
Arbeitszeiterfassungssystems ermittelten Arbeitsstunden ergeben.  
 
 Der vorstehende Absatz findet keine Anwendung, soweit Personalkosten 
über standardisierte Einheitskosten, Pauschalfinanzierungen oder Pauschalsätze 
gefördert werden. 
 
3.2 Die Mehrwertsteuer gehört, soweit sie nicht als Vorsteuer nach nationalem 
Recht rückerstattet wird, zu den förderfähigen Ausgaben, sofern in der Richtlinie 
keine abweichenden Regelungen getroffen wurden. 
 
3.3 Skonti, Boni, Rabatte und Gutschriften sind von den förderfähigen 
Ausgaben abzuziehen, soweit sie der Begünstigte tatsächlich in Anspruch 
genommen hat. 
 
3.4 Indirekte Kosten (Gemeinkosten) sind förderfähige Ausgaben, sofern sie auf 
den tatsächlichen Kosten beruhen, die sich auf die Durchführung des aus dem 
ELER-finanzierten Vorhabens beziehen und dem Vorhaben nach einer 
angemessenen Methode anteilig zugerechnet werden. 
 
Der vorstehende Absatz findet keine Anwendung, soweit indirekte Kosten über 
standardisierte Einheitskosten, Pauschalfinanzierungen oder Pauschal-sätze 
gefördert werden. 
 
3.5 Sollzinsen, Gebühren für Finanzgeschäfte, Wechselgebühren und 
Devisenverluste und sonstige reine Finanzierungskosten sowie Bank- und 
Kontoführungsgebühren, Bußgelder, Geldstrafen und Prozesskosten sind nicht 
förderfähig. Kosten, der von einer Bank oder einem sonstigen Finanzinstitut 
geleisteten Sicherheiten, sind ebenfalls nicht förderfähig. 
 
3.6 Rechnungslegungs- und Rechnungsprüfungskosten sind förderfähig, sofern 
sie direkt mit dem Vorhaben zusammenhängen und für seine Vorbereitung oder 
Durchführung notwendig sind oder sich auf Auflagen der Bewilligungsbehörde 
beziehen. 
 
3.7 Sicherheitsleistungen werden nur dann als förderfähige Ausgabe anerkannt, 
wenn diese durch eine Bürgschaft eines Kreditinstitutes nachgewiesen oder die 
Sicherheit durch Hinterlegung von Geld auf ein Sperrkonto einer Bank, über das 
Begünstigter (Auftraggeber) und Auftragnehmer nur gemeinsam verfügen können, 
geleistet wird. 
 
 
 
 
4. Vergabe von Aufträgen 
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4.1 Ist der Begünstigte aufgrund von §§ 98 ff. des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) und der Verordnung über die Vergabe 
öffentlicher Aufträge (Vergabeverordnung – VgV) sowie von § 1 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Vergabe öffentlicher Aufträge im Freistaat Sachsen 
(Sächsisches Vergabegesetz - SächsVergabeG) in der jeweils geltenden Fassung 
verpflichtet, die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A (VOB/A), 
die Vergabe- und Vertragsordnung für Lieferungen und Leistungen (VOL/A) oder 
die Vergabeordnung für freiberufliche Leistungen (VOF) anzuwenden oder andere 
Vergabebestimmungen einzuhalten, so hat er die Einhaltung dieser Verpflichtung 
der Bewilligungsbehörde durch die Vorlage der Vergabedokumentation (§ 20 
VOB/A, § 20 EG-VOB/A, § 20 VOL/A, § 24 EG-VOL/A, § 12 VOF) einschließlich 
eines Preisspiegels, der Bekanntmachung (§ 12 VOB/A, § 12 EG-VOB/A, § 12 
VOL/A, § 10 EG-VOL/A, § 15 EG-VOL/A, § 9 VOF), der Niederschrift über die 
Angebotsöffnung (§ 14 VOB/A,  § 14 EG-VOB/A, § 14 VOL/A, § 17 EG-VOL/A und 
§ 11 VOF) und des Zuschlags (§ 18 VOB/A,  
§ EG-18 VOB/A, § 18 VOL/A, § 21 EG-VOL/A und § 11 VOF) mit dem 
ausgewählten Angebot einschließlich Vertragsunterlagen nachzuweisen. Die 
Bewilligungsbehörde ist berechtigt, weitere Unterlagen nachzufordern und 
Vergabeprüfungen durchzuführen. 
 
4.2 Begünstigte als öffentliche Auftraggeber im Sinne des § 98 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen sind verpflichtet, auch bei Aufträgen, die nicht 
oder nur teilweise den Vorschriften der öffentlichen Auftragsvergabe unterliegen, 
die Grundsätze der Transparenz, der Gleichbehandlung und das 
Diskriminierungsverbot zu beachten, wenn der beabsichtigte Auftrag für den 
Binnenmarkt relevant ist. Binnenmarktrelevanz ist zu bejahen, wenn der Auftrag 
möglicherweise für Wirtschaftsteilnehmer in anderen Mitgliedstaaten von Interesse 
sein könnte. Bei Aufträgen nach der VOL ab 5 000 Euro, nach der VOB ab 10 000 
Euro und nach der VOF ab 20 000 Euro ist grundsätzlich von einer 
Binnenmarktrelevanz auszugehen.  
 
Nach der „Mitteilung der Kommission zu Auslegungsfragen in Bezug auf das 
Gemeinschaftsrecht, das für die Vergabe öffentlicher Aufträge gilt, die nicht oder 
nur teilweise unter die Vergaberichtlinien fallen“ vom 24.07.2006 (ABl. C 179 vom 
1.8.2006, S. 2) sind binnenmarktrelevante Aufträge öffentlich bekannt zu machen 
und unter Beachtung des Diskriminierungsverbots zu vergeben. Weitere 
Einzelheiten können der Mitteilung entnommen werden. Es ist der Nachweis der 
öffentlichen Bekanntgabe vorzulegen. 
 
Liegen bei Aufträgen nach Absatz 1 Satz 1 besondere Umstände vor, die ein 
grenzüberschreitendes Interesse ausschließen (keine Binnenmarktrelevanz) und 
wird auf eine Veröffentlichung verzichtet, ist dies zu begründen. Als Nachweis ist 
der Bewilligungsbehörde die Begründung vorzulegen. 
 
4.3 Ist der Begünstigte nach Ziffer 4.1 zur Beachtung der vergaberechtlichen 
Vorschriften verpflichtet und kommt es im förmlichen Vergabeverfahren zu 
erheblichen Verstößen oder kann der Nachweis des ordnungsgemäßen 
Vergabeverfahrens durch den Begünstigten nicht erbracht werden, so wird die 
Auszahlung ganz oder teilweise abgelehnt oder die Zuwendung ganz oder teilweise 
zurückgenommen. 
  
Schwere Vergabeverstöße im förmlichen Vergabeverfahren sind insbesondere: 
 

a) Auftragsbekanntmachung wurde nicht veröffentlicht, 
b) künstliche Aufteilung von Bau-/Dienstleistungs-/Lieferverträgen, 
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c) Missachtung des Gebotes der Losvergabe ohne ausreichende Begründung, 
d) Interessenkonflikt bei der Vergabe (persönliche Verflechtung von 
Auftraggeber und Auftragnehmer), 

e) Vergabe zusätzlicher Bau-/Dienstleistungs-/Lieferaufträge (wenn diese 
Vergabe eine wesentliche Änderung der ursprünglichen 
Auftragsbedingungen darstellt) ohne Wettbewerb falls nicht eine der 
folgenden Bedingungen gegeben ist: 

 - zwingende Dringlichkeit aufgrund nicht vorhersehbarer Ereignisse, 
- eine unvorhergesehene Situation für zusätzliche Bau-/Dienst- 
  leistungs-/Lieferverträge, 
f) zusätzliche Bau- oder Dienstleistungen, die die in den einschlägigen 
Vorschriften festgelegten Schwellenwerte übersteigen. 
 
Ist der Begünstigte nach Nummer 4.2 verpflichtet, die Grundsätze der Transparenz, 
der Gleichbehandlung und das Diskriminierungsverbot zu beachten und können die 
erforderlichen Nachweise nicht erbracht werden oder liegen Verstöße gegen die 
Anforderungen an eine transparente und diskriminierungsfreie Bekanntmachung 
vor, wird die Auszahlung ganz oder teilweise abgelehnt und die Zuwendung ganz 
oder teilweise zurückgenommen. 
 
5. Dauerhaftigkeit (Zweckbindungsfrist) 
 

a) Für ein Vorhaben, das Investitionen beinhaltet, beträgt die 
Zweckbindungsfrist fünf Jahre, sofern nicht nach den Bestimmungen für 
staatliche Beihilfen ein längerer Zeitraum festzulegen ist. Der Fristlauf 
beginnt mit dem Datum des Schluss- oder Endfestsetzungsbescheides. 
Für Anschaffungen geringwertiger Wirtschaftsgüter mit einem Wert bis zu 
410 Euro (ohne Mehrwertsteuer) findet die Zweckbindungsfrist von fünf 
Jahren keine Anwendung.  

 
b) Alle anderen Vorhaben sind von der Anforderung an die Dauerhaftigkeit 

ausgenommen, sofern sich nicht Anforderungen aus den Bestimmungen 
für staatliche Beihilfen ergeben. Gleiches gilt für Vorhaben, bei denen eine 
Dauerhaftigkeit im üblichen Sinne aufgrund des Zuwendungszwecks 
tatsächlich nicht möglich ist. 

 
6. Widerruf 
 
Der Bewilligungsbescheid ergeht unter dem Vorbehalt der Prüfung und 
Festsetzung im Rahmen des Zahlungsantragsverfahrens gemäß der Artikel 48 und 
49 der Verordnung (EU) Nr. 809/2014. Die Zuwendung soll insbesondere dann 
ganz oder teilweise auch mit Wirkung für die Vergangenheit widerrufen oder 
zurückgenommen werden für den Fall: 
 
a) dass die festgelegten Fristen für Beginn, Durchführung und Abschluss des 
Vorhabens nicht eingehalten werden, 
b) dass Grundstücke, Bauten und bauliche Anlagen, technische Einrichtungen, 
Maschinen und Geräte innerhalb der Zweckbindung veräußert oder nicht 
entsprechend dem im Bewilligungsbescheid festgelegten Zuwendungszweck 
genutzt werden, 
c) dass Mitteilungspflichten der Nebenbestimmungen des 
Bewilligungsbescheides nicht eingehalten oder nicht erfüllt werden. 
 
7. Widerruf bei Insolvenz 
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Der Bewilligungsbescheid soll ganz oder zum Teil widerrufen werden, wenn der 
Begünstigte oder ein Gläubiger einen Antrag auf Einleitung eines 
Insolvenzverfahrens stellt, ein Insolvenzverfahren gegen ihn eröffnet wird oder die 
Eröffnung mangels Masse abgelehnt oder er mit 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen verfolgt wird. 
 
8.  Widerruf bei Verlagerung der Produktion außerha lb der Europäischen 
Union  
 
Für ein Vorhaben, das Investitionen in die Infrastruktur oder produktive 
Investitionen beinhaltet, wird der Bewilligungsbescheid ganz widerrufen, wenn 
binnen zehn Jahren nach dem Datum des Endfestsetzungsbescheides die 
Produktionstätigkeit an einen Standort außerhalb der Europäischen Union verlagert 
wird, außer wenn der Begünstigte ein Kleinstunternehmen sowie kleines oder 
mittleres Unternehmen (KMU) ist.  
 
9. Auszahlung der Zuwendung, Abrechnungstermin 
 
9.1 Ein Auszahlungsantrag ist nach Abschluss des Vorhabens zu stellen. 
Teilzahlungsanträge sind nur zulässig, wenn sie im Bewilligungsbescheid 
ausdrücklich zugelassen sind. 
 
9.2 Die Auszahlung der bewilligten Zuwendung erfolgt im Erstattungsverfahren. 
Erstattet werden nur tatsächlich getätigte Ausgaben für erbrachte Leistungen und 
der erfolgten Zahlung, sofern es sich nicht um eine Förderung auf der Grundlage 
standardisierter Einheitskosten, Pauschalfinanzierungen oder Pauschalsätzen 
handelt. 
 
9.3 Der Auszahlungsantrag einschließlich der bezahlten Originalrechnungen 
und die Zahlungsnachweise oder gleichwertige Buchungsbelege sind bis zum 
festgesetzten Abrechnungstermin bei der Bewilligungsbehörde einzureichen. 
Soweit Belege nur in elektronischer Form vorliegen, sind die entsprechenden 
Ausdrucke einzureichen. Die Belegpflicht gilt nicht bei Gewährung von 
standardisierten Einheitskosten, Pauschalfinanzierungen oder Pauschalsätzen. 
 
9.4 Eine Änderung des Abrechnungstermins bedarf eines schriftlichen Antrages 
und der Entscheidung der Bewilligungsbehörde. Bei Überschreiten des 
Abrechnungstermins besteht kein Anspruch auf Auszahlung. 
 
9.5 Für Folgejahre bewilligte Zuschüsse können vorfristig zur Auszahlung 
beantragt werden. Die Auszahlung ist nur im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel möglich. 
 
10. Verrechnung 
 
Gegenüber dem Begünstigten bestehende und künftig entstehende 
Rückzahlungsansprüche aufgrund von Vorhaben, die ganz oder teilweise aus dem 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) - 
Abteilung Garantie, aus dem Europäischen Garantiefonds für Landwirtschaft 
(EGFL) sowie aus dem ELER finanziert sind, werden mit vorhandenen oder künftig 
entstehenden Ansprüchen des Begünstigten aus Vorhaben, die unter 
ausschließlicher oder teilweiser Beteiligung des EGFL sowie des ELER finanziert 
werden, auch vorhabensübergreifend verrechnet. 
 
11. Ablehnung, Rücknahme und Sanktion 
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11.1 Es gelten die Vorschriften der Europäischen Union zu Ablehnungen, 
Rücknahmen und Sanktionen, insbesondere sind der Artikel 59 Abs. 7 der 
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 sowie der Artikel 35 der Verordnung (EU)  
Nr. 640/2014 mit den Artikeln 7 und 63 der Verordnung (EU) Nr. 809/2014 zu 
beachten. 
 
11.2 Ein Antrag auf Zuwendung oder Auszahlung wird abgelehnt, wenn der 
Begünstigte oder sein Vertreter die Durchführung einer Vor-Ort-Kontrolle 
verhindert. 
 
11.3 Stellt die Bewilligungsbehörde fest, dass der Begünstigte Förderkriterien 
nicht eingehalten hat, wird auf der Grundlage des Artikels 35 Abs. 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 640/2014 die Auszahlung ganz abgelehnt oder die 
Zuwendung ganz zurückgenommen. 
 
11.4 Stellt die Bewilligungsbehörde fest, dass der Begünstigte Verpflichtungen 
und sonstige Auflagen nicht eingehalten hat, wird auf der Grundlage des Artikels 35 
Abs. 2 und 3 der Verordnung (EU) Nr. 640/2014 die Auszahlung ganz oder 
teilweise abgelehnt oder die Zuwendung ganz oder teilweise zurückgenommen. 
Dabei sind Schwere, Ausmaß, Dauer und Häufigkeit des Verstoßes zu 
berücksichtigen. 
 
Diese Sanktion wird nicht verhängt, wenn der Begünstigte zur Zufriedenheit der 
Bewilligungsbehörde nachweisen kann, dass er nicht die Schuld für den Verstoß 
gegen die Verpflichtungen oder sonstigen Auflagen trägt oder wenn die 
Bewilligungsbehörde sich anderweitig davon überzeugt hat, dass die Schuld nicht 
bei dem betroffenen Begünstigten liegt. 
 
11.5 Auf der Grundlage des Artikels 63 der Verordnung (EU) Nr. 809/2014 wird 
eine Verwaltungssanktion des zu zahlenden Betrags für den Fall, dass die 
Differenz zwischen: 
 

a) dem von der Bewilligungsbehörde ermittelten Betrag, der ausschließlich 
aufgrund der Angaben des Begünstigten auszuzahlen wäre, und 

b) dem nach Prüfung der Förderfähigkeit der angegebenen Ausgaben dem 
Begünstigten tatsächlich zu zahlenden Betrag 10 Prozent übersteigt, 
verhängt. 

 
Die Sanktion beläuft sich auf die festgestellte Differenz zwischen diesen Beträgen, 
geht jedoch nicht über eine vollständige Rücknahme der Unterstützung hinaus.  
 
Diese Sanktion wird nicht verhängt, wenn der Begünstigte zur Zufriedenheit der 
Bewilligungsbehörde nachweisen kann, dass die Einbeziehung des nicht 
förderfähigen Betrags nicht auf ein Verschulden seinerseits zurückzuführen ist, 
oder wenn die zuständige Behörde sich anderweitig davon überzeugt hat, dass der 
Fehler nicht bei dem betreffenden Begünstigten liegt. 
 
11.6 Auf der Grundlage von Artikel 35 Abs. 5 und 6 der Verordnung (EU) Nr. 
640/2014 wird die Auszahlung abgelehnt oder die Zuwendung vollständig 
zurückgenommen sowie der Begünstigte für das laufende und das darauf folgende 
Kalenderjahr von der Beihilfegewährung für dasselbe Vorhaben oder dieselbe 
Vorhabenart ausgeschlossen, wenn: 
 

a) es sich aufgrund der Gesamtbewertung der festgestellten Nichteinhaltung 
von Verpflichtungen oder sonstigen Auflagen um einen schwerwiegenden 
Verstoß handelt oder 
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b) der Begünstigte falsche Nachweise vorgelegt hat, um die Förderung zu 
erhalten oder er es versäumt, die erforderlichen Informationen zu liefern. 

 
11.7 Gemäß Artikel 56 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 reduziert sich 
der im Bewilligungsbescheid bewilligte Höchstbetrag, soweit beantragte Ausgaben 
als nicht förderfähig festgestellt werden (einschließlich Sanktion). 
 
11.8 Im Falle höherer Gewalt oder außergewöhnlicher Umstände kann die 
Bewilligungsbehörde ganz oder teilweise auf die Rückzahlung der Zuwendung 
verzichten. 
Als Fälle "höherer Gewalt" und "außergewöhnliche Umstände" werden 
insbesondere folgende Fälle oder Umstände anerkannt: 

a) Tod des Begünstigten, 
b) länger andauernde Berufsunfähigkeit des Begünstigten, 
c) eine schwere Naturkatastrophe, die den Betrieb erheblich in Mitleidenschaft 

zieht, 
d) unfallbedingte Zerstörung von Stallgebäuden des Betriebs, 
e) eine Seuche oder Pflanzenkrankheit, die den ganzen Tier- bzw. 

Pflanzenbestand des Begünstigten oder einen Teil davon befällt, 
f) Enteignung des gesamten Betriebes oder eines wesentlichen Teils davon, 

soweit diese Enteignung am Tag des Eingangs der Verpflichtung nicht 
vorherzusehen war. 

 
Der Fall höherer Gewalt oder außergewöhnlicher Umstände ist der 
Bewilligungsbehörde innerhalb von 15 Arbeitstagen nach dem Zeitpunkt, ab dem 
der Begünstigte hierzu in der Lage ist, schriftlich mitzuteilen. 
 
11.9 Im Falle der Übertragung des Betriebes oder des geförderten Vorhabens 
von einem Begünstigten an einen anderen Begünstigten kann von einer 
Rückforderung abgesehen werden, wenn der Übernehmer alle Voraussetzungen 
für die Gewährung der Zuwendung für die Dauer der Zweckbindungsfrist erfüllt und 
die von der Bewilligungsbehörde von ihm geforderten Nachweise vorlegt.  
 
 Der Übernehmer hat der Bewilligungsbehörde innerhalb von 15 
Arbeitstagen die Übernahme schriftlich mitzuteilen. 
 
12. Abtretung 
 
Eine Abtretung der Zuwendung aus diesem Bewilligungsbescheid, z. B. an 
Kreditinstitute, ist nicht statthaft. Ausnahmen sind nur zulässig, wenn sie im 
Bewilligungsbescheid ausdrücklich zugelassen sind. 
 
13. Aufbewahrungspflichten 
 
Die Originalbelege über die Einzelzahlungen oder gleichwertige Buchungsbelege 
sowie die Verträge, Unterlagen über die Vergabe von Aufträgen und alle sonst mit 
der Förderung zusammenhängenden Unterlagen (insbesondere baurechtliche 
Genehmigungen) sind während der Zweckbindungsfrist aufzubewahren. Es gilt für 
die Aufbewahrungspflicht die für das Vorhaben festgesetzte Zweckbindungsfrist. 
 
Soweit keine Zweckbindungsfrist bestimmt ist, sind die o. g. Dokumente fünf Jahre 
lang, gerechnet ab dem Datum des Festsetzungsbescheides, aufzubewahren. 
 
14. Prüfungen 
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Die rechtmäßige Verwendung der Fördermittel kann jederzeit innerhalb der 
Zweckbindungsfrist durch die zuständigen Behörden auch vor Ort überprüft 
werden. Der Begünstigte hat den Zutritt zu Grundstücken, baulichen Anlagen und 
Gebäuden, einschließlich seiner Wohn- und Geschäftsräume zu gestatten, sofern 
diese Gegenstand der Förderung waren oder sich geförderte Gegenstände in 
diesen entsprechend des jeweiligen Bewilligungsbescheides befinden.  
 
Die Prüfungen können insbesondere durch die zuständigen Bediensteten der 
Bewilligungsbehörde, des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und 
Landwirtschaft, der Bescheinigenden Stelle im Sächsischen Staatsministerium der 
Finanzen, der Europäischen Kommission, des Europäischen Amtes für 
Betrugsbekämpfung, des Sächsischen Rechnungshofes (§ 91 SäHO) und des 
Europäischen Rechnungshofes durchgeführt werden. 
 
15. Publizitätspflichten 
 
15.1 Sofern diesem Bewilligungsbescheid die Anlage „Informations- und 
Publizitätsmaßnahmen“ beigefügt ist, sind die unter Nr. 1 dieser Anlage 
gekennzeichneten Publizitätspflichten zu erfüllen. 
 
15.2 Werden darüber hinaus freiwillige Publizitätsmaßnahmen (Schilder, 
Druckerzeugnisse, Websites etc.) durchgeführt, so sind die Vorgaben unter Nr. 2 
dieser Anlage zu beachten. 
 
16. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung 
 
16.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Bewilligungsbescheid nach 
Verwaltungsverfahrensrecht (§§ 43, 44, 48, 49 VwVfG i. V. m. § 1 SächsVwVfZG) 
oder anderen, insbesondere auch den unter Ziffer 11 aufgeführten europäischen 
Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder 
widerrufen oder sonst unwirksam wird. 
 
16.2 Der Erstattungsbetrag ist nach Maßgabe von Artikel 7 der Verordnung (EU) 
Nr. 809/2014 jährlich zu verzinsen. 
 
17. Mitteilungspflichten 
 
Der Begünstigte ist über die Mitteilungspflichten der Ziffern 2.3, 11.8 und 11.9 
hinaus verpflichtet, der Bewilligungsbehörde unverzüglich anzuzeigen, wenn: 
 
a) der Zuwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung 
maßgeblichen Umstände sich ändern oder wegfallen, 
b) ein Insolvenzverfahren gegen ihn beantragt oder eröffnet wird, 
c) er beabsichtigt, seine Produktion innerhalb von zehn Jahren nach dem 
Datum des Festsetzungsbescheides außerhalb der Europäischen Union zu 
verlagern. Dies betrifft ausschließlich Vorhaben, die Investitionen in die Infrastruktur 
oder produktive Investitionen beinhalten. Diese Mitteilungspflicht besteht nicht für 
KMU. 
 
18. Subventionsbetrug 
 
18.1 Die im Förderantrag genannten Tatsachen sind subventionserhebliche 
Tatsachen im Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches (StGB), von denen die 
Bewilligung, Gewährung oder Rückforderung der beantragten Zuwendung 
abhängig ist. Unrichtige, unvollständige oder unterlassene Angaben über 
subventionserhebliche Tatsachen fallen unter den Tatbestand des 



 

9 

Subventionsbetruges nach § 264 StGB. Subventionserheblich sind insbesondere 
alle Tatsachen, von denen nach Verwaltungsverfahrensrecht, nach Haushaltsrecht 
oder anderen Rechtsvorschriften die Rückzahlung der Zuwendung abhängig ist 
sowie solche, die durch Scheingeschäfte und Scheinhandlungen verdeckt werden. 
 
18.2 Stellt die Bewilligungsbehörde fest, dass tatsächliche Anhaltspunkte 
vorliegen, die den Verdacht eines Subventionsbetruges rechtfertigen oder ein 
Begünstigter vorsätzlich falsche Angaben gemacht hat, hat sie diesen Vorgang 
gemäß Artikel 325 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, § 1 
SächsSubvG i. V. m. § 6 SubvG der zuständigen Strafverfolgungsbehörde zu 
übergeben. 
 


